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Revision des AHV-Geselzes

Der Bundes r a t hat die Botschaft zur zweiten Revision der AHV
genehmigt. Der jährliche Einnahmenüberschuss der AHV von rund 70

Millionen Franken gestattet es, wesentliche Verbesserungen auf
dem Gebiete der Beiträge und der Renten vorzunehmen, wobei allerdings
im Rahmen des Aktiven-Ueberschusees nicht allen Begehren Rechnung

getragen werden konnte. Die wichtigsten Revisionspunkte sind die fol-
genden:

Auf dem Gebiete der Beiträge schlägt der Bundesrat vor, die über
65jährigem erwerbstätigen Personen von der Beitragspflicht zu befreien.
Des weitern wird durch die buindesrätliche Botschaft eine E r h ö h u 11 g
der ordentlichem Renten beantragt, wobei nicht nur die Minimal-
renten erhöht werden sollen, sondern auch für die Maximalrenten eine

Verbesserung vorgesehen ist. Dabei müssten erst bei einem durchschnitt-
liehen Jahreseinkommen von 12 500 Franken oder mehr Solidaritäts-
beitrüge geleistet werden, während bisher die Grenze schon bei ; 500

Franken lag. Ferner ist eine Erhöhung der sogenannten Teilrenten vor-
gesehen. Nebst der Erhöhung der ordentlichen Renten sieht der Bundes-
beschluss eine Verbesserung der Uebergangsrenten vor. Hier
ist ausser einer Erhöhung der Rentenbeträge auch eine weitere Herauf-
setzung der Einkommensgrenzen beabsichtigt.

Ferner sollen die Witwenrenten und die einmaligen Witwen-
abfindungen verbessert werden. Die Renten für vor ihrem 30. Altersjahr
verwitwete Frauen mit Kindern würden danach auf 60 Prozent (bisher
50 Prozent) der einfachen Altersrente festgesetzt, und die einmaligen
Witwenabfindungen für kinderlose Witwen unter 30 Jahren sollen ver-
doppelt werden. Endlich schlägt der Bundesrat auf dem Gebiete der
Renten eine Besserstellung der Ehefrauen mit Anspruch auf eine ein-
fache Altersrente vor. Eine weitere Massnahme betrifft die Uebernahme
der bisher vom Bund getragenen Durchführungskosten der AHV durch
den Ausgleichsfonds der AHV.

Die Gesetzesvorlage soll auf den 1. Januar 1954 in Kraft treten.

Vom Wirken der Frauen zum Wohle des Volkes
Aus dem Jahresbericht 1952 des Zürcher Frauenvereins für alko-
holfreie Wirtschaften

Unser Gesamtumsatz im Jahre 1952 ist wiederum gestiegen, und

zwar auf Fr. 7 720 268.—.
Die Jahresfrequenz betrug 4 700 588 Personen bei einer durchschnitt-

liehen Konsumation des einzelnen Gastes von Fr. 1.48. Die Frequenz
unserer Hotelgäste ist in diesen Zahlen nicht inbegriffen. Wir haben in
unsern 3 Hotelbetrieben 70 885 Logiernächte zu verzeichnen. Eine be-
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